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Beschlussentwurf zu B 2.64:    

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.08.2015 eingegangene Stellungnahme 
B 2.64 wie folgt zu entscheiden: 

 
Der Vorwurf, bei dem Bebauungsplan-Entwurf handele es sich um eine nicht erforderliche 
Verhinderungsplanung, die im Übrigen abwägungsfehlerhaft sei, wird zurückgewiesen. 
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Zu1)  

Das Interesse der Einwenderin, innerhalb der bestehenden Konzentrationszonen zwischen den Städten 
Rheinbach und Meckenheim 8 Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von 150 m zu errichten, ist dem 
Plangeber bekannt. 

Ebenso bekannt ist, dass im Jahr 2011 dem Rhein-Sieg-Kreis als zuständiger Immissionsschutzbehörde ein 
entsprechender Genehmigungsantrag vorgelegt wurde. 

Im Einzelnen ist jedoch nicht bekannt, inwieweit mit den jeweiligen Grundstückseigentümern die zivilrechtliche 
Möglichkeit erworben wurde, Windenergieanlagen zu errichten und ob für alle beantragten Standorte noch 
weiterhin entsprechende gültige Nutzungsverträge bestehen. 

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gab es von möglichen, von der Bebauungsplan-Änderung unmittelbar 
betroffenen Grundstückseigentümern keine Hinweise oder Anregungen zu den bezeichneten Flächen. 

 

Zu 2) 

Bei der Neu-Aufstellung der Bebauungspläne Nr. 65 „Bremeltal“ und Nr. 117a „Auf dem Höchst“ wurden von den 
beiden Städten die mit einer solchen Planung verbundenen rechtlichen und städtebaulichen Maßgaben beachtet 
und berücksichtigt. 

Dazu gehört auch das Interesse Betroffener an der Beibehaltung des bestehenden Zustandes zu würdigen und in 
der Abwägung privater und öffentlicher Belange zu berücksichtigen. 

Das Interesse von Grundstückseigentümern bzw. Betreibern an der Errichtung von WEA innerhalb der in den 
Flächennutzungsplänen ausgewiesenen Konzentrationszonen kommt bei der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes zur Feinsteuerung der zulässigen Windenergieanlagen in der Abwägung ein besonderes 
Gewicht zu, da mit dieser Feinsteuerung auch Einschränkungen verbunden sein können. Die Plangeber haben 
diesen Umstand in ihre planerische Abwägung einbezogen. 

 

Zu 3) 

Der Ausbau der Windenergie als regenerative Energie liegt nach § 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer 
Energien (EEG) im – gesetzlich ausdrücklich festgelegten – öffentlichen Interesse. 

Das Land NRW fasst seine klimapolitischen Ziele im Entwurf des Landesentwicklungsplans zusammen. Das Ziel 
der Landesregierung lautet, dass der CO2-Ausstoß in Nordrhein-Westfalen bis zum Jahr 2020 um 25 % und bis 
zum Jahr 2050 um mindestens 80 5 gegenüber 1990 reduziert werden soll. Der Anteil der Stromgewinnung aus 
erneuerbaren Energien soll von 3 % auf 15 % erhöht werden. 

Die Stadt Rheinbach möchte den Bundes- und Landeszielen sowie ihren eigenen Zielen gerecht werden und mit 
dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung der Windenergie mehr 
Entwicklungsmöglichkeiten verschaffen. 

Mit einer Höhenbegrenzung auf 50 m Gesamthöhe, die der bisherige Bebauungsplan Nr. 65 „Bremeltal“ vorsieht, 
wird die Windenergie am Standort deutlich eingeschränkt. Die Leistung von 50 m hohen WEA-Anlagen liegt um 
ein Vielfaches unter der Leistung von Windenergieanlagen mit einer Höhe von 150 m.  

Nachtrag zu Anlage 4.2.9_Stellungnahme B 2.64



Ziel des Bebauungsplanverfahrens ist es , innerhalb der im Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach 
ausgewiesen Konzentrationszone eine Feinsteuerung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen vorzunehmen, 
um auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung nähere städtebauliche Regelungen treffen zu können. 

Die wesentlichen städtebaulichen Ziele lauten: 

- Festsetzung einer Höhenbegrenzung von 150 m zur Steuerung der Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild (mittlere Raumwirkung und mittlere Wahrnehmbarkeit, Maximum des Energieertrages 
über den gesamtem Windpark, der Windenergie substanziell Raum verschaffen bei wirtschaftlichster 
Variante) 

- Festsetzung von immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln (Einhaltung der 
Immissionsrichtwerte für den kritischsten Bereich und vorsorgender Immissionsschutz für alle 
schutzwürdigen Nutzungen), interkommunale Abstimmung im Hinblick auf das Gebot der 
Rücksichtnahme, Vermeidung ungünstiger Konstellationen durch Windhundprinzip. 

Neben dem allgemeinen öffentlichen Belang der Erzeugung von erneuerbarer Energie durch die 
Windenergienutzung sind in die Abwägung auch das konkrete private Interesse des Errichters und Betreibers und 
die Belange der jeweiligen Grundstückseigentümer an der gewünschten Nutzung ihrer Grundstücke in die 
Abwägung einzubeziehen. Dieses private Interesse ist fassbar in den bezeichneten Anlagenstandorten. 

Daneben sind weitere Belange in die bauleitplanerische Abwägung einzustellen. Dazu zählen insbesondere die 
Ergebnisse der Umweltprüfung aber auch das Gebot der Rücksichtnahme, dies beinhaltet sowohl die 
schutzwürdigen Interesse Privater als auch die interkommunale Rücksichtnahme. 

 

Zu 4)  

Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zu den Sondergebietsflächen, der zulässigen Gesamthöhe der 
Windenergie und der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel spiegeln das Ergebnis dieser 
Abwägung wider. 

Die Festlegung der Sondergebietsflächen und damit die überbaubaren Bereiche für mögliche Anlagenstandorte 
ergeben sich zum einen aus Restriktionen, die einer Bebauung entgegenstehen, beispielsweise Sicherheits- aber 
auch Vorsorgeabstände.  

Immissionsschutzgründe führten zu weiteren Einschränkungen und zur Reduzierung der Fläche. Hierbei handelt 
es sich um bereits auf der Ebene der Bauleitplanung erkennbare erhebliche Interessenskonflikte, die einer 
weitest gehenden planerischen Konfliktbewältigung auf Ebene der Bebauungsplanung zugeführt werden sollen. 
Auch wenn dem Bebauungsplan eine einigermaßen gefestigte Planung vorausgeht, ist in der Abwägung zu 
berücksichtigen, dass der Bebauungsplan seine steuernde Wirkung auch dann entfalten muss, wenn die 
Einwenderin ihr beabsichtigtes Vorhaben wesentlich ändert oder zurückzieht, denn es handelt sich bei diesem 
Bebauungsplan-Entwurf um einen Angebots-Bebauungsplan. 

Dem Argument, dass eine Grundstücksnutzung auf den nunmehr festgesetzten Sondergebietsflächen von 
vornherein in einer erheblichen Zahl ausgeschlossen ist und damit für eine Windenergienutzung aufgrund der 
tatsächlichen Verhältnisse nicht in Frage komme, kann nicht gefolgt werden. 

Dass Eigentümer angeblich nicht bereit sein sollen, ihr Eigentum für die Windenergienutzung zur Verfügung zu 
stellen, erscheint nicht unüberwindbar und ist damit schon gar kein auf Dauer angelegtes tatsächliches Hindernis. 
Eine solche ablehnende Haltung wurde auch nicht im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 BauGB 
artikuliert. 
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Eine Verpachtung von Grundstücksteilflächen für die Errichtung und den Betrieb von WEA ist wirtschaftlich sehr 
lukrativ für die Eigentümer, so dass regelmäßig ein besonderer Anreiz besteht, von dieser Möglichkeit der 
Eigentumsnutzung Gebrauch zu machen. 

Ferner ist die Eigentümerstruktur im Plangebiet vielgestaltig, so dass jedenfalls nicht das Risiko besteht, dass ein 
oder zwei Eigentümer, die den Großteil der bebaubaren Grundstücke besitzen, die Realisierung der 
Windenergienutzung verhindern können. 

 

 

Zu 5) 

Windenergieanlagen strahlen aufgrund ihrer Höhe visuell in ihre Umgebungslandschaft hinein und drängen sich 
aufgrund ihrer technisch bedingten Auffälligkeit auch fernab ihres Standortes dem Betrachter auf. Je höher die 
Anlage oder je exponierter der Standort, desto weiter erstreckt sich ihre Sichtbarkeit und desto weiter reichen die 
Beeinträchtigungen in den Landschafts- bzw. Siedlungsraum hinein. Bei der Beurteilung des Landschaftsbildes 
ist zu berücksichtigen, dass es sich um einen engen und dicht besiedelten Siedlungsraum handelt. Die 
Entfernungen zwischen den Ortschaften betragen rund 2,6 km im Minimum und 3,6 km im Maximum.  

Eine Windkraftanlage nimmt aufgrund des vertikalen und horizontalen Blickwinkels des Betrachters, in 
Abhängigkeit von ihrer Höhe und der Entfernung vom Standpunkt des Betrachters, einen bestimmten Teil des 
Blickfeldes ein und wirkt je nach Entfernung und Größe unübersehbar, dominant oder subdominant. 

So treten Windenergieanlagen von 200 m Gesamthöhe erst ab einer Entfernung von ca. 3,8 km in den 
Hintergrund, d. h. sie werden eher nur noch subdominant wahrgenommen, bei Windenergieanlagen von 150 m 
Gesamthöhe liegt die subdomiante Wahrnehmung (Fernzone / Hintergrund) bei einer Entfernung von 1.1 km bis 
etwa 2,8 km. Der geringere Wert entspricht den Abständen der Siedlungsbereiche zu den Plangebieten. Die 
genannten Entfernungen zwischen den Ortschaften machen aber auch deutlich, dass höhere Anlagen nicht in 
den Hintergrund gerückt werden können, da von keinem Siedlungsbereich ein solcher Abstand erzielt werden 
kann. 

Die visuellen Auswirkungen und damit die objektiven Beeinträchtigungen des Betrachters aus den 
Siedlungsbereichen auf das Landschaftsbild sind aufgrund des Grenzbereiches von der dominanten zur 
subdominanten Wahrnehmung bei Anlagen mit einer Gesamthöhe von 150 m noch hinnehmbar.  

Bei Anlagen mit einer Gesamthöhe von 100 m würden die Windenergieanlagen aufgrund des vorhandenen 
Abstands sicher im Bereich der subdominanten Wahrnehmung liegen und damit geringere visuelle 
Beeinträchtigungen erzeugen. WEA mit einer Gesamthöhe von 100 m bringen jedoch deutlich weniger Ertrag als 
150 m-WEA. Gegenüber den zwar geminderten Auswirkungen auf ein allerdings durch Infrastrukturtrassen 
vorbelastetes Landschaftsbildes fällt die Abwägung zugunsten einer möglichst ertragreichen Windenergienutzung 
innerhalb der Plangebiete und damit zugunsten einer Anlagengesamthöhe von 150 m aus. 

Höhere Anlagen als 150 m liegen bedingt durch die vorhandenen Abstände im Vordergrund des Betrachter-
Blickwinkels und werden daher, aus den Siedlungsbereichen hinaus in die Landschaft blickend, als dominant 
wahrgenommen. Diese weitreichende Auswirkung wird als hohe visuelle Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
gewertet. Aus städtebaulichen Gründen wird das berechtigte Interesse der Bewohner der angrenzenden 
Siedlungsbereiche an der Gestaltung des sie umgebenden Orts- und Landschaftsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
höher gewichtet, als das Interesse von Betreibern, aus Gründen des höchstmöglichen Ertrags und der damit 
verbundenen größtmöglichen Wirtschaftlichkeit möglichst hohe Windkraftanlagen zu errichten.  
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Eine Begrenzung der Höhe von Windkraftanlagen auf eine Gesamthöhe von maximal 150 m ist daher aus 
städtebaulichen Gründen gerechtfertigt. 

 

Zu 6) 

Die im Bebauungsplan nachrichtlich übernommenen Richtfunkstrecken basieren auf den Angaben der Betreiber, 
die im Rahmen des Scopings und der erneuten frühzeitigen Beteiligung von Behörden und Träger öffentlicher 
Belange (Januar 2014 und November 2014) durch die Bundesnetzagentur benannt wurden.  

Die Richtfunkstrecken sind bei der Windenergieplanung zu berücksichtigen, sie stellen aber keine Restriktions- 
im Sinne einer Ausschlussfläche bei der Festsetzung der Sondergebiete dar. Ihre nachrichtliche Übernahme in 
den Bebauungsplan dient lediglich dazu, dass im Zuge der konkreten Anlagenplanung mögliche Konflikte 
frühzeitig erkannt und Abstimmungen mit den Betreibern von Richtfunkstrecken vorgenommen werden.  

 

Zu 7) 

Die Auswirkungen auf den Artenschutz, hier insbesondere die Avifauna und Fledermäuse, sind im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag detailliert untersucht worden. Die Untersuchung basiert auf umfangreichen 
Kartierungen, die alle WEA-empfindlichen Arten umfasst Das Kartierprogramm wurde mit der Unteren 
Landschaftsbehörde des Rhein-Sieg-Kreises abgestimmt. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag ist als Anlage 
der Begründung beigefügt. Er kommt zu dem Ergebnis, dass geeignete Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen möglich sind, unter deren Anwendung keine Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Bewertungsmaßstab ist dabei stets die Signifikanz für die Population und nicht für 
das Individuum.  

Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in dem vorliegenden, einfachen Bebauungsplan nicht 
festgesetzt, da weder die Anlagenzahl, -typ und -standort festgesetzt werden. Die Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen sind jedoch abhängig von den vorgenannten Parametern. Im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach Bundesimmissionsschutzgesetz erfolgt eine artenschutzrechtliche Prüfung mit 
Festlegung der Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen auf Grundlage einer konkreten Anlagenplanung.  

Da eine Auslösung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG nicht zu erwarten ist, steht der Belang 
Artenschutz der Windenergienutzung im Plangebiet, und somit der Vollziehbarkeit des Bebauungsplanes, nicht 
entgegen.  

 

Zu 8) 

Die Ergebnisse der Schallimmissions- und Schattenwurfprognosen führten dazu, dass die Teilfläche südlich der 
Landstraße L 471 und unmittelbar westlich des Versuchsgutes Campus Klein-Altendorf, in der sich der von der 
Einwenderin beantragte Anlagenstandort 1 befindet, nicht als Sondergebiet festgesetzt wurde. An diesem 
Standort ergeben sich erhebliche Beeinträchtigungen hinsichtlich des Schattenwurfs für die Wohngebäude am 
Campus Klein-Altendorf aber auch für die wissenschaftlichen Versuchsflächen, deren Nutzbarkeit ein ebenso in 
die Abwägung einzubeziehender öffentlicher Belang ist. Es wären erhebliche Abschaltzeiten zur Einhaltung der 
zulässigen Beschattungsdauer erforderlich, welche wiederum negative Auswirkungen auf Ertrag und 
Wirtschaftlichkeit mit sich bringen würden. 
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Auch schalltechnisch ist diese Teilfläche mit dem Anlagenstandort 1 der ungünstigste Standort innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung, da er die größte Nähe zum 
kritischen Immissionsort Reines Wohngebiet (WR) „Siebenswinkel“ in Meckenheim aufweist. Gleiches gilt für die 
südlich der Bahnstrecke gelegenen Teilfläche auf dem Gebiet der Stadt Meckenheim, innerhalb derer sich der 
Anlagenstandort 7 befindet. Bei der Beurteilung der Schallimmissionen ist neben der im Bebauungsplan der Stadt 
Meckenheim festgesetzten Gebietskategorie (WR) auch die Vorbelastung dieses Wohngebietes durch die 
Grafschafter Krautfabrik zu berücksichtigen (siehe Kapitel 4.3.1). 

Ein wesentliches Ziel der Planung besteht darin, eine möglichst optimale Ausnutzung der Konzentrationszone mit 
WEA zu ermöglichen und ein „Windhundrennen“, bei dem bestimmte Standorte mit WEA mit der Folge belegt 
werden, dass diese die verfügbaren Schall- und Schattenwurfkontingente für das Plangebiet insgesamt oder 
große Teile dessen in Anspruch nehmen, möglichst zu vermeiden. 

 

Zum Anlagenstandort 1 sei noch angemerkt, dass die Einwenderin einräumt, dass der Abstand der 2,5-fache 
Anlagengesamthöhe zur Wohnbebauung möglicherweise unterschritten wird, was jedoch rechtlich unbedenklich 
sei. Dem ist entgegenzuhalten, dass das OVG Münster auf der Grundlage seiner tatrichterlicher Erfahrungen 
einen Katalog von Kriterien entwickelt hat, die für die Beurteilung der optisch bedrängenden Wirkung von 
Windenergieanlagen herangezogen werden können. So bedarf es bei einem zwei- bis dreifachem Abstand der 
Gesamthöhe der Anlage zwischen Windenergie-Anlage und Wohnhaus einer intensiven Überprüfung, ob von der 
Windenergie-Anlage eine rücksichtslose Auswirkung auf benachbarte (Wohn) Grundstück ausgeht. 

Der Bebauungsplan Rheinbach Nr. 65 „Bremeltal“ setzt als Vorsorgeabstand zur Wohnbebauung 375 m fest. 
Dieser Wert, der der 2,5- fachen Anlagengesamthöhe einer 150 m-WEA entspricht und über dem Minimum des 
2- fachen Abstandes von einer 150 m-WEA liegt, wurde in Abwägung des vorsorgenden Schutzes der Anwohner 
und des berechtigten Interesses einer möglichst uneingeschränkten Nutzung von Windenergie innerhalb der 
bestehenden Konzentrationszone unter Beachtung des Gebotes der Rücksichtnahme, insbesondere vor einer 
optisch bedrängenden Wirkung, festgelegt.  

 

Der Abstandspuffer von 70 m zwischen der Bahnstrecke und den Sondergebietsflächen ist das Ergebnis der 
Abwägung zwischen den Belangen des öffentlichen Personennahverkehrs und einer möglichst 
uneingeschränkten Nutzung von Windenergie innerhalb der bestehenden Konzentrationszone.  

Dabei wurden die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen der Nahverkehr 
Rheinland GmbH (Schreiben vom 30.01.2014 und Schreiben vom 14.11.2014) im Hinblick auf die beabsichtigte 
Elektrifizierung der Bahnstrecke Bonn – Euskirchen- Bad Münstereifel (S 23 Voreifelbahn):  

„Die Bahnstrecke soll in Zukunft elektrifiziert werden. Für elektrifizierte Bahnstrecken empfiehlt das LANUV einen 100 m 
breiten Sicherheitsstreifen als Ausschlussbereich festzulegen  
(vgl. LANUV Fachbericht Nr40 http://www.umwelt.nrw.de/klirna/pdf/potenzialstudie ee nrw.pdf). 

Entsprechend der „Handreichung zu Windenergieanlagen an Infrastrukturtrassen" der Bund-Länder-Initiative Windenergie 
(BLWE) ist einen Abstand von Windenergieanlagen zu Bahnanlagen in Höhe des zweifachen Rotordurchmessers, 
mindestens aber der Gesamtanlagenhöhe der Windenergieanlage, einzuhalten. D. h. für WEA des Typs Vensys 77 ist ein 
Abstand von 153,6 m, des Typs Enercon E-82 E2 ist ein Abstand von 164 m und des Typs Nordex N117 ist ein Abstand von 
233,6 m zu der vorhandenen Gleistrasse einzuhalten. 

Der NVR empfiehlt, diese Abstandsangabe in die schriftliche Festsetzung des Bebauungsplans aufzunehmen.“ 

insofern modifiziert berücksichtigt, als dass die Sondergebietsflächen mit einem Vorsorgeabstand von 70 m zur 
Bahnstrecke festgesetzt wurden. Das gewählte Maß (= einfacher Rotordurchmesser einer marktgängigen 
Referenz - WEA) entspricht einem Erfahrungswert für solche Ausbauvorhaben. Mit dieser Festsetzung möchte 
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der Rat der Stadt im Rahmen seines planerischen Gestaltungsspielraums sicherstellen, dass der beabsichtigte 
Ausbau der S-Bahnstrecke S 23 – Voreifelbahn gewährleistet bleibt. Die in der Abwägung berücksichtigten 
Erwägungen stützen sich dabei auch auf den SPNV-Nahverkehrsplan 2016 (Entwurf), der im Kapitel 6.4 
„Infrastrukturbaubedarf – Bahnknoten Köln“ zu den Maßnahmen im Einzelnen ausführt: 

„8. Streckenelektrifizierungen   
Elektrifizierung der heute mit Dieseltriebwagen befahrenen Strecken von Horrem nach Bedburg, von Köln (Frankfurter Str.) 
nach Gummersbach und von Hürth-Kalscheuren nach Kall sowie der Voreifelbahn von Bonn nach Euskirchen.“ 

Unabhängig davon, dass von diesem Vorsorgeabstand keiner von dem im Genehmigungsantrag dargestellten 
Anlagenstandorten der Einwenderin berührt ist, sind diese eher minimalen Einschränkungen -auch im Hinblick 
auf eine im Genehmigungsverfahren vorzunehmende Einzelbetrachtung zur Gefahrenabwehr- im Sinne der 
städtebaulichen Entwicklung und der Planungssicherheit sowohl für die Errichtung von Windenergieanlagen 
innerhalb der Konzentrationszone als auch für den beabsichtigten Ausbau der Bahnstrecke als angemessen zu 
betrachten. 

 

 

Die Anregung der Einwenderin die geplanten Anlagenstandorte in der weiteren Planaufstellung zu 
berücksichtigen, wurde geprüft. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die vorliegende Planung den 
Kompromiss der städtebaulichen Abwägung zwischen verschiedenen Belangen widerspiegelt.  

Im Sinne der Planungssicherheit für den Betrieb von Windenergieanlagen werden keine Flächen südlich der 
L 158 als Sondergebiete festgesetzt. Im Hinblick auf die abwägungsrelevanten Belange der schützenswerten 
Nutzungen am Standort „Campus Klein-Altendorf“ und des Reinen Wohngebietes Siebenswinkel können 
Windenergieanlagen dort wegen ihrer Schall- und Schattenimmissionen nicht zugelassen, bzw. nur unter 
erheblichen Einschränkungen (Nachtabschaltung, ggf. schallreduzierter Betrieb tagsüber, Abschaltungen 
aufgrund von Verschattungen) betrieben werden. (Anlagenstandorte 01 und 07). Von diesen Einschränkungen 
weitest gehend ausgenommen ist die Fläche SO 65 / 1.  

 

Aufgrund der östlich des Geltungsbereiches des B-Plans Nr. 117 a der Stadt Meckenheim gelegenen 
Siedlungsflächen, ist der östliche Teilbereich des Geltungsbereiches aus Gründen des Schallschutzes nicht 
nutzbar. Die überbaubare Fläche wurde ausgehend von einer WEA mit einer Gesamthöhe von 100 m ohne 
Schallreduzierung zum maßgebenden Immissionsort Reines Wohngebiet Siebenswinkel ermittelt. Der 
Anlagenstandort 8 liegt außerhalb der Sondergebietsfläche, da eine WEA am Standort 8 einen Großteil der zur 
Verfügung stehenden Schall- und Schattenwurfkontingente in Anspruch nehmen würde mit der Folge, dass die 
Anzahl der insgesamt innerhalb der beiden Konzentrationszonen realisierbaren WEA deutlich geringer wäre. 

 

Die Anlagenstandorte 2 und 6 liegen zwar ebenfalls innerhalb des um das WR Siebenswinkel gezogenen 
Schallschutzradius und damit außerhalb der Sondergebietsfläche. Allerdings besteht die Chance, die beiden 
Anlagen innerhalb der Sondergebietsfläche zu realisieren. Hierzu bedarf es lediglich geringfügiger 
Verschiebungen auf jeweils denselben Grundstücken, die in nennenswerten Umfang auch innerhalb der 
Sondergebietsfläche liegen. 
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Die Flächen nordwestlich der Stadtgrenze Meckenheims (nördlich der L 471) werden im Bebauungsplan 
Rheinbach Nr. 65 „Bremeltal“ – Neuaufstellung nicht als Sondergebiet für die Windenergienutzung festgesetzt, da 
die Errichtung von Windenergieanlagen auf diesen Flächen zu erheblichen Einschränkungen für den Betrieb von 
Windenergieanlagen auf dem östlich angrenzenden Gebiet der Stadt Meckenheim führt.  

Im Sinne des Gebots der interkommunalen Abstimmung (§ 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB) darf eine Stadt von ihrer 
Planungshoheit nicht einseitig zu Lasten einer Nachbarkommune Gebrauch machen. Dies würde auch das Gebot 
der Rücksichtnahme verletzen. Von daher sind die Sondergebietsgrenzen in beiden Bebauungsplänen so 
gezogen, dass nicht die Genehmigung von WEA auf dem Gebiet der einen Stadt die Genehmigung von WEA auf 
dem Gebiet der anderen ganz  oder weitestgehend unmöglich macht, es auch nicht zu einem unerwünschten 
Windhundrennen zwischen verschiedenen Betreibern kommt. 

Um die Generierung eines hohen Energieertrages zu gewährleisten, sollten die Windenergieanlagen 
untereinander bezogen auf den WEA-Mast einen Abstand in Höhe des 5-fachen Rotordurchmessers aufweisen. 
Ausgehend von der oben beschriebenen überbaubaren Fläche innerhalb des Geltungsbereiches des B-Plans Nr. 
117 a der Stadt Meckenheim wurde ein Abstand von 350 m (= 5-facher Rotordurchmesser der Referenz-WEA) 
abgetragen. Innerhalb dieses Abstandsbereiches sollen aus den oben genannten Gründen im Geltungsbereich 
des B-Planes keine WEA errichtet und betrieben werden. Aus diesem Grund reduziert sich die überbaubare 
Fläche im Nordbereich des B-Plans Nr. 65 Neuaufstellung. Die Anlagenstandorte 3 und 4 liegen in diesem 
Bereich. 

 

Die beiden Bebauungspläne ermöglichen in der Gesamtschau die Errichtung von bis zu 5 Windenergieanlagen 
mit einer Höhe von bis zu 150 m, davon 4 sicher auf objektiv geeigneten Standorten innerhalb der beiden 
Konzentrationszonen. Dem Plangeber kann nicht entgegengehalten werden, er betreibe eine Planung mit 
„Alibifunktion“, die in Wirklichkeit die Windenergie verhindern soll. Dies würde auch den im Klimaschutz-
Teilkonzept „Erneuerbare Energien in Rheinbach“ gesetzten und vom Rat der Stadt Rheinbach beschlossenen 
Zielen widersprechen.  

Sofern WEA-Anlagen mit einem geringeren Rotorradius – und somit geringeren Abstandsflächen – errichtet und 
betrieben werden oder WEA-Typen mit geringeren Schallleistungspegel verwendet werden, ergeben sich 
zusätzliche Potenziale durch frei werdende Schallkontingente. Dies kann den Betrieb der Anlagen in einem 
höheren Leistungsmodus oder den Bau und Betrieb einer zusätzlichen WEA ermöglichen. Dies kann auf der 
Ebene des Genehmigungsantrages nach Bundesimmissionsschutzgesetz für einen konkreten Windpark geprüft 
werden.  
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